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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2022: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Zu Beginn des Jahres 2022 wurde befürchtet, dass die Covid-19-Pandemie auch in
diesem Jahr das politische Geschehen der Schweiz dominieren würde: Mitte Januar
erreichte die Anzahl laborbestätigter täglicher Neuansteckungen mit 48'000 Fällen
bisher kaum denkbare Höhen – im Winter zuvor lagen die maximalen täglichen
Neuansteckungen noch bei 10'500 Fällen. Die seit Anfang 2022 dominante Omikron-
Variante war somit deutlich ansteckender als frühere Varianten – im Gegenzug erwies
sie sich aber auch als weniger gefährlich: Trotz der viermal höheren Fallzahl blieben die
Neuhospitalisierungen von Personen mit Covid-19-Infektionen deutlich unter den
Vorjahreswerten. In der Folge nahm die Dominanz der Pandemie in der Schweizer
Politik und in den Medien fast schlagartig ab, wie auch Abbildung 1 verdeutlicht. Wurde
im Januar 2022 noch immer in 15 Prozent aller Zeitungsartikel über Covid-19
gesprochen, waren es im März noch 4 Prozent. Zwar wurde im Laufe des Jahres das
Covid-19-Gesetz zum fünften Mal geändert und erneut verlängert, über die Frage der
Impfstoff- und der Arzneimittelbeschaffung gestritten und versucht, in verschiedenen
Bereichen Lehren aus den letzten zwei Jahren zu ziehen. Jedoch vermochten weder
diese Diskussionen, die zwischenzeitlich gestiegenen Fallzahlen sowie ein weltweiter
Ausbruch vermehrter Affenpocken-Infektionen das mediale Interesse an der Pandemie
erneut nachhaltig zu steigern. 

Stattdessen erhielten im Gesundheitsbereich wieder andere Themen vermehrte
Aufmerksamkeit, vor allem im Rahmen von Volksabstimmungen und der Umsetzung von
Abstimmungsentscheiden.
Einen direkten Erfolg durch ein direktdemokratisches Instrument erzielte das Komitee
hinter der Volksinitiative «Kinder ohne Tabak». Die Stimmbürgerinnen und
Stimmbürger hiessen diese Initiative am 13. Februar mit 56.7 Prozent gut. Das
Volksbegehren ziel darauf ab, dass Kinder und Jugendliche nicht länger mit
Tabakwerbung in Berührung kommen. Während das Initiativkomitee die Vorlage unter
anderem damit begründete, dass durch das Werbeverbot dem Rauchen bei
Jugendlichen Einhalt geboten werden könne, führten die Gegnerinnen und Gegner die
Wirtschaftsfreiheit an. Zudem befürchtete die Gegnerschaft, dass in Zukunft weitere
Produkte wie Fleisch oder Zucker mit einem vergleichbaren Werbeverbot belegt
werden könnten. Der Bundesrat gab Ende August einen gemäss Medien sehr strikten
Entwurf zur Umsetzung der Initiative in die Vernehmlassung. Während die
Stimmbevölkerung Werbung für Tabakprodukte verbieten wollte, bewilligte das BAG ein
Gesuch der Stadt Basel zur Durchführung von Cannabisstudien; die Städte Bern,
Lausanne, Zürich und Genf lancierten ebenfalls entsprechende Studien. Zudem können
Ärztinnen und Ärzte seit dem 1. August medizinischen Cannabis ohne Bewilligung durch
das BAG verschreiben.

Teilweise erfolgreich waren im Jahr 2022 aber auch die Initiantinnen und Initianten der
Organspende-Initiative. 2021 hatte das Parlament eine Änderung des
Transplantationsgesetzes als indirekten Gegenvorschlag gutgeheissen, woraufhin das
Initiativkomitee die Initiative bedingt zurückgezogen hatte. Im Januar kam das
Referendum gegen die Gesetzesänderung zustande. Mit dem Gesetz beabsichtigten
Bundesrat und Parlament die Einführung einer erweiterten Widerspruchslösung, wobei
die Angehörigen der verstorbenen Person beim Spendeentscheid miteinbezogen
werden müssen. Auch wenn es sich dabei um eine Abschwächung der Initiativforderung
handelte, ging die Änderung dem Referendumskomitee zu weit; es äusserte ethische
und rechtliche Bedenken. Die Stimmbevölkerung nahm die Gesetzesänderung am 15.
Mai allerdings deutlich mit 60.2 Prozent an. Damit gewichtete sie die von den
Befürwortenden hervorgehobene Dringlichkeit, die Spenderquote zu erhöhen und
etwas gegen die langen Wartezeiten auf ein Spenderorgan zu unternehmen, stärker als
die Argumente des Referendumskomitees. In den Wochen vor dem
Abstimmungssonntag wurde die Vorlage vermehrt von den Zeitungen aufgegriffen, wie
Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht.

Nach dem deutlichen Ja an der Urne im November 2021 unterbreitete der Bundesrat
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dem Parlament im Mai 2022 seine Botschaft zur Umsetzung eines ersten Teils der
Pflegeinitiative. Dieser entspricht dem indirekten Gegenvorschlag, den die Legislative
ursprünglich als Alternative zur Volksinitiative ausgearbeitet hatte. Ohne grosse
Änderungen stimmten die beiden Kammern der Gesetzesrevision zu.

Noch immer stark von der Covid-19-Pandemie geprägt waren die Diskussionen zu den
Spitälern. Da die Überlastung der Spitäler und insbesondere der Intensivstationen
während der Pandemie eine der Hauptsorgen dargestellt hatte, diskutierten die Medien
2022 ausführlich darüber, wie es möglich sei, die Intensivstationen auszubauen. Vier
Standesinitiativen forderten zudem vom Bund eine Entschädigung für die
Ertragsausfälle der Krankenhäuser während der ersten Pandemiewelle, der Nationalrat
gab ihnen indes keine Folge.

Von einer neuen Krise betroffen war die Medikamentenversorgung. Die
Versorgungssicherheit wurde als kritisch erachtet, was die Medien auf den Brexit, die
Opioidkrise in den USA sowie auf den Ukrainekrieg zurückführten. Der Bundesrat gab in
der Folge das Pflichtlager für Opioide frei. Das Parlament hiess überdies verschiedene
Motionen für eine Zulassung von Medizinprodukten nach aussereuropäischen
Regulierungssystemen gut, um so die Medikamentenversorgung auch mittelfristig
sicherzustellen (Mo. 20.3211, Mo. 20.3370). Kein Gehör fand hingegen eine
Standesinitiative aus dem Kanton Aargau zur Sicherung der Landesversorgung mit
essenziellen Wirkstoffen, Medikamenten und medizinischen Produkten, durch
ausreichende Lagerhaltung, Produktion in Europa und durch die Vereinfachung der
Registrierung in der Schweiz.

Im Bereich des Sports war das Jahr 2022 durch mehrere Grossanlässe geprägt, die
nicht nur in sportlicher, sondern auch in politischer Hinsicht für Gesprächsstoff
sorgten. Die Olympischen Winterspiele in Peking Anfang Jahr und die Fussball-
Weltmeisterschaft der Männer in Katar zum Jahresende standen aufgrund von
Menschenrechtsverletzungen an den Austragungsstätten in den Schlagzeilen. Skandale
gab es aber nicht nur in der internationalen Sportwelt, sondern auch hierzulande, wo
Vorwürfe bezüglich Missständen im Synchronschwimmen erhoben wurden und die 1.
Liga-Frauen-Fussballmannschaft des FC Affoltern nach einem Belästigungsskandal
praktisch geschlossen den Rücktritt erklärte. Erfreut zeigten sich die Medien hingegen
über eine Meldung im Vorfeld der Fussball-Europameisterschaft der Frauen, dass die
Erfolgsprämien durch die Credit Suisse und die Gelder für Bilder- und Namensrechte
durch den SFV für die Spielerinnen und Spieler der Nationalmannschaft der Frauen und
Männer künftig gleich hoch ausfallen sollen. Sinnbildlich für den wachsenden
Stellenwert des Frauenfussballs stand ferner eine Erklärung des Nationalrats in der
Wintersession 2022, wonach er die Kandidatur zur Austragung der Fussball-
Europameisterschaft der Frauen 2025 in der Schweiz unterstütze. Trotz dieser
verschiedenen Diskussionen im Sportbereich hielt sich die Berichterstattung dazu
verglichen mit derjenigen zu gesundheitspolitischen Themen in Grenzen (vgl. Abbildung
1). Dies trifft auch auf die Medienaufmerksamkeit für die Sozialhilfe zu, die sich über
das gesamte Jahr hinweg unverändert auf sehr tiefem Niveau bewegte. 1

Jahresrückblick 2023: Gesundheit und Sport

In der Gesundheitspolitik wurden 2023 verschiedene gewichtige Baustellen bearbeitet,
insgesamt blieb die mediale Beachtung des Themenbereichs nach dem Abflauen der
Corona-Pandemie aber deutlich hinter derjenigen der letzten Jahre zurück (vgl.
Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). 

Einigen Fortschritt gab es im Bereich des elektronischen Patientendossiers (EPD), wo
der Bundesrat eine Revision des EPD-Gesetzes für eine Weiterentwicklung und für die
nachhaltige Finanzierung des Dossiers sowie eine Gesetzesrevision für eine
Übergangsfinanzierung in die Vernehmlassung gab. In der Wintersession stimmte der
erstbehandelnde Nationalrat letzterer Revision bereits zu, die bis zum Inkrafttreten der
umfassenden EPD-Gesetzesrevision (frühestens Ende 2027) gelten soll. Ungeachtet
dieser laufenden Arbeiten verlangte der Ständerat mit Annahme eines Postulats im
September 2023 eine Tempoerhöhung bei den Revisionsarbeiten. Darüber hinaus
wollte das Parlament die Digitalisierung durch die Annahme verschiedener Motionen
fördern.

Die Medien berichteten vor allem über die Versorgungsknappheit im
Gesundheitsbereich. Insbesondere während der ersten Jahreshälfte schrieben die
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Zeitungen über Lieferengpässe bei den Medikamenten, was in Abbildung 1 der APS-
Zeitungsanalyse den Peak im Februar erklären dürfte. Als Reaktion darauf lancierte ein
Komitee aus verschiedenen medizinischen Berufsgruppen die Volksinitiative «Ja zur
medizinischen Versorgungssicherheit».

Aber nicht nur die Knappheit an Arzneimitteln, sondern auch die Knappheit an
medizinischem Personal stand 2023 auf der politischen Agenda. Zur Sicherstellung,
dass es in allen Regionen der Schweiz genügend Ärztinnen und Ärzte – insbesondere
Hausärztinnen und Hausärzte – gibt, hiess die Legislative während der Herbstsession
drei Postulate (Po. 23.3678, Po. 21.4226 und Po. 23.3864) zu diesem Thema gut. Um der
Pflegeknappheit zu begegnen, wurde 2023 weiter an der Umsetzung der Pflegeinitiative
gearbeitet. Nachdem das Parlament im Dezember des Vorjahres die erste
Umsetzungsetappe mit den Inhalten «Ausbildungsoffensive» und
«Abrechnungsmöglichkeiten» verabschiedet hatte, schickte der Bundesrat Ende August
2023 das Ausführungsrecht zur ersten Etappe in die Vernehmlassung. Die Leitlinien der
zweiten Etappe legte die Landesregierung Anfang April fest. Diese beinhalteten Punkte
zu anforderungsgerechten Arbeitsbedingungen und besseren beruflichen
Entwicklungsmöglichkeiten. Im Sommer lancierten Bund und Kantone zudem ein
Monitoring zur Umsetzung der Initiative. 

Bezüglich Tabakprodukten hiess das Parlament im Sommer 2023 die Einführung einer
Tabaksteuer bei E-Zigaretten gut. Zudem veröffentlichte die Landesregierung im Mai
die Botschaft zur Teilrevision des TabPG, mit der sie die im Februar 2022
angenommene Volksinitiative «Kinder und Jugendliche ohne Tabakwerbung» umsetzen
wollte. Als behandelnder Erstrat schwächte das Stöckli in der Herbstsession den
Entwurf in einigen Punkten ab. Ein weniger restriktiver Trend liess sich im Umgang mit
Cannabis beobachten. So starteten in verschiedenen Städten Pilotprojekte zur
Cannabis-Abgabe. 

Neben den beiden oben beschriebenen Volksbegehren gab es 2023 zudem drei
Initiativen im Bereich Gesundheit, die in Zusammenhang mit der Covid-19-Pandemie
lanciert worden waren. Im Februar startete die Unterschriftensammlung zu einer
Volksinitiative, welche die Aufarbeitung der Massnahmenpolitik während der Pandemie
forderte. Hingegen scheiterte 2023 eine Volksinitiative, die im Falle künftiger
Pandemien eine finanzielle Entschädigung bei massgeblichen wirtschaftlichen
Einbussen forderte, im Sammelstadium. Ein Volksbegehren, welches es indes bereits
2022 über das Sammelstadium hinaus geschafft hatte, war die Volksinitiative «Für
Freiheit und körperliche Unversehrtheit», die sich in erster Linie gegen eine Impfpflicht
richtet. National- und Ständerat empfahlen im Berichtsjahr die Ablehnung der
Initiative.

Ähnlich gross wie im Vorjahr war die mediale Aufmerksamkeit für den Sportbereich (vgl.
Abbildung 2 der APS-Zeitungsanalyse). Im Zentrum stand dabei die Schweizer
Kandidatur für die Olympischen Winterspiele 2030, welcher das IOC jedoch Ende
November eine Absage erteilte. Erfolgreich war hingegen die Kandidatur der Schweiz als
Austragungsstätte für die Fussball-EM 2025 der Frauen. Sie setzte sich im
Bewerbungsverfahren gegen Polen, Frankreich und die Nordischen Staaten durch. Die
beiden eben genannten Kandidaturen dürften in der Abbildung 1 der ASP-
Zeitungsanalyse für die Peaks im Frühjahr (Olympische Winterspiele und Fussball-EM)
und Spätherbst (Olympische Winterspiele) verantwortlich sein. Im Parlament war
insbesondere die Unterstützung für internationale Sportgrossanlässe in den
kommenden Jahren Thema, wobei National- und Ständerat den bundesrätlichen
Gesamtbetrag von CHF 47 Mio. um CHF 25 Mio. aufstockten. 2
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Sport

En matière de sport, l'organisation des futurs Jeux Olympiques (JO) d'hiver et des
Championnats du monde de ski à Crans-Montana (VS) ont eu des répercussions sur la
scène politique. Suite au forfait de Saint-Moritz (GR) et de Lucerne, seules les
candidatures des villes de Lausanne et d'Interlaken (BE) sont restées en lice pour
l'organisation des JO d'hiver de 1994. Si l'intention de recevoir les JO dans le canton de
Vaud ou de Berne a rencontré un écho favorable auprès des autorités et d'une partie
de la population, diverses organisations écologiques ont cependant émis un avis
défavorable au sujet de la candidature de ces deux régions en concurrence. Le WWF et
la Ligue suisse pour la protection de la nature craignent qu'une telle manifestation ne
provoque de graves atteintes aux sites et aux équilibres régionaux. Mais la préparation
des Championnats du monde de ski 1987 à Crans-Montana a également entraîné des
conflits entre tenants du sport et partisans de l'environnement. Principale pomme de
discorde entre les deux parties, le déboisement pour l'aménagement des pistes jugé
nécessaire au bon déroulement des compétitions sportives. Les écologistes portèrent
l'affaire devant le Tribunal fédéral, lequel les débouta en confirmant la nécessité de ce
déboisement. Ils réagirent à cette décision par le dépôt d'une motion qui demandait au
Conseil fédéral de rayer du budget 1987 la garantie de déficit pour les Championnats du
monde de ski, mais en vain puisqu'elle fut rejetée par le Conseil national. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.1986
STÉPHANE HOFMANN

Im Juni 1993 wurde in Lausanne das auf privater Basis finanzierte Olympische Museum
eröffnet. Neben viel Prominenz aus Sport und Politik nahmen auch Bundespräsident
Ogi und der spanische König Juan Carlos an der Inauguration teil. Lausanne ist seit 1915
Sitz des Internationalen Olympischen Komitees (IOC). Ende 1993 verlieh das IOC
Lausanne den Titel der «Olympia-Hauptstadt». 4

ANDERES
DATUM: 23.06.1993
MARIANNE BENTELI

Nach 1968 und 1976 kandidierte der Kanton Wallis zum dritten Mal für Olympische
Winterspiele. Für den Anlass, dessen Zentrum im Jahr 2002 Sitten sein soll, wurde ein
ausgewogenes Budget von je CHF 675 Mio. Einnahmen und Ausgaben veranschlagt,
wobei die Organisationskosten den grössten Posten ausmachen. Neue Sportanlagen
sollen keine errichtet, bestehende höchstens ausgebaut werden. Eishockey und
Eiskunstlauf, Bob und Skispringen sollen deshalb in andere Orte verlegt werden, wo die
nötige Infrastruktur vorhanden ist. Mit Unterstützung des Schweizerischen Olympischen
Komitees wurde Ende Januar die Kandidatur offiziell beim Internationalen Olympischen
Komitee (IOC) deponiert. 5

KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.01.1994
MARIANNE BENTELI

Nachdem sowohl das Gemeindeparlament von Sitten als auch der Walliser Grosse Rat
der Kandidatur und einer Defizitgarantie von CHF 15 Mio. bzw. CHF 30 Mio. zugestimmt
und das Organisationskomitee mit den Umweltverbänden eine Einigung über die
naturbewahrende Ausgestaltung der Spiele erzielt hatte, erteilte auch das Walliser
Bevölkerung mit 61 Prozent der Stimmen der Defizitgarantie und damit dem gesamten
Vorhaben seinen Segen. Generell war die Zustimmung in den touristischen Regionen
stärker als im Talboden. Brig lehnte mit 53 Prozent ab, Martigny und Visp sagten mit 52
und 51 Prozent nur knapp ja. Als einziger Austragungsort verwarf Monthey mit 58
Prozent die Vorlage deutlich. Mit 76 Prozent Ja-Stimmen fand das Vorhaben im Goms,
wo die Langlaufwettkämpfe stattfinden sollen, die grösste Akzeptanz. Im August wurde
daraufhin das mehr als 500 Seiten starke Bewerbungsdossier dem IOC übergeben. 6

KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.08.1994
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat hatte schon früh zu erkennen gegeben, dass er einer Schweizer
Kandidatur für Olympische Spiele grundsätzlich positiv gegenüber stehe und diese auch
im Rahmen seiner Möglichkeiten unterstützen werde. Wichtig sei aber, dass die
Kandidatur im Volk breit verankert sei und die Auswirkungen eines derartigen
Grossanlasses auf die Umwelt berücksichtigt würden. Ende Mai 1994 stellte er einen
ausserordentlichen Kostenbeitrag für die Kandidatur von CHF 1.2 Mio. in Aussicht und
setzte eine Arbeitsgruppe ein, welche die Machbarkeit der Durchführung Olympischer
Winterspiele im Wallis sowie Art und Umfang der Unterstützung des Bundes zu prüfen
hatte. Aufgrund dieser Vorarbeiten beantragte die Landesregierung dem Parlament eine
Defizitgarantie von maximal CHF 30 Mio. sowie die dafür erforderliche Änderung des
Bundesgesetzes über Turnen und Sport. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.09.1994
MARIANNE BENTELI
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Der Ständerat stimmte nach kurzer Diskussion der Vorlage mit 37 zu 1 Stimmen zu, fügte
allerdings die Bedingung ein, dass der Kanton Wallis und die beteiligten Gemeinden
zusammen eine Defizitgarantie in mindestens doppelter Höhe zu leisten hätten. Im
Nationalrat führte ein Nichteintretensantrag der Grünen zu einer längeren Debatte. Das
Resultat der Gesamtabstimmung im Nationalrat – 107 zu 20 Stimmen bei vier
Enthaltungen – war jedoch vorauszusehen, hatten doch 127 Abgeordnete aus allen
Parteien (mit Ausnahme der Grünen) eine Motion Comby (fdp, VS) unterzeichnet,
welche den Bundesrat dringend ersucht, die Kandidatur moralisch, technisch und
finanziell zu unterstützen (Mo. 94.3178). 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1994
MARIANNE BENTELI

Die Kandidatur Sions für die Durchführung der Olympischen Winterspiele 2002 kam
zwar zusammen mit Östersund (Sd), Salt Lake City (USA) und Québec (Ka) in die engere
Wahl, unterlag in der Endausscheidung 1995 jedoch klar Salt Lake City. Über die
Unterstützung der Landesregierung konnten sich die Walliser nicht beklagen, reisten
doch sowohl Bundesrätin Dreifuss wie Bundesrat Ogi an die entscheidende Sitzung des
Internationalen Olympischen Komitees in Budapest, um den Willen der Schweiz zu
bekunden, würdige und ökologisch vertretbare Spiele durchzuführen. 9

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.06.1995
MARIANNE BENTELI

Für die Verfechter einer Walliser Kandidatur für die Olympischen Winterspiele 2002
war rasch klar, dass sie trotz diesem Misserfolg die Bewerbung Sittens – allerdings neu
für das Jahr 2006 – aufrechterhalten würden. Dabei wollen sie auch das Konzept
überarbeiten. Die Austragungsorte für die Wettkämpfe sollen nicht mehr auf den
ganzen Kanton verteilt, sondern auf einige wenige Orte konzentriert werden, weshalb
die Organisatoren schon bald mit den Bauarbeiten für neue Infrastrukturanlagen
beginnen möchten. Die Kosten für das neue Projekt wurden auf rund CHF 1 Mrd.
veranschlagt, 50 Prozent mehr als für die Kandidatur von 2002. Bei ihrem zweiten
Anlauf wollen sich die Verantwortlichen nicht mehr mit einer einmaligen Leistung und
Defizitgarantien der öffentlichen Hand begnügen, sondern auf längerfristige
Subventionen setzen. Nachdem der Walliser Staatsrat seine moralische und finanzielle
Unterstützung zugesagt hatte, beschloss der Gemeinderat von Sitten einstimmig, für die
Winterspiele 2006 zu kandidieren. Das Exekutivkomitee des Schweizerischen
Olympischen Komitees stellte sich hinter die Kandidatur Sittens und sprach sich damit
gegen Interlaken (BE) und Raron (VS) aus, welche von privaten Trägerschaften ins
Gespräch gebracht worden waren. 10

KANTONALE POLITIK
DATUM: 17.06.1995
MARIANNE BENTELI

Mit einer Motion wollte Nationalrat Comby (fdp, VS) den Bundesrat verpflichten, die
Kandidatur Sions für die olympischen Winterspiele 2006 finanziell und technisch zu
unterstützen. Bundesrätin Dreifuss erklärte, dass diese Unterstützung zweifellos
erfolgen werde, dass man sich jetzt aber noch nicht binden wolle, in welcher Form dies
zu geschehen habe. Auf ihren Antrag wurde die Motion in ein Postulat umgewandelt. 11

MOTION
DATUM: 18.09.1996
MARIANNE BENTELI

Einige Tage vor der Volksabstimmung überwies der Nationalrat gegen den Willen der
Vertreter der Grünen Partei, welche kritisierten, das Projekt 2006 trage dem
Umweltschutz noch weniger Rechnung als jenes für das Jahr 2002, mit 125 zu 12
Stimmen eine Motion Comby (fdp, VS), welche verlangt, der Bund solle sich mit dem
Kanton Wallis und der Gemeinde Sitten auch in finanzieller Hinsicht solidarisch zeigen,
um diesen sportlichen Anlass von internationaler Bedeutung zu ermöglichen. 12

MOTION
DATUM: 04.06.1997
MARIANNE BENTELI

Die Walliser Bevölkerung befürwortet mehrheitlich die Kandidatur der Stadt Sitten für
die Olympischen Winterspiele 2006. Anfangs Juni votierten 67% der Stimmenden für
die dazu notwendige Kostenbeteiligung des Kantons und eine allfällige Defizitgarantie
von insgesamt 60 Mio. Fr. Sämtliche Kantonsteile stimmten zu. 13

KANTONALE POLITIK
DATUM: 09.06.1997
MARIANNE BENTELI
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Der Bundesrat hatte schon im März signalisiert, dass er bereit sei, die erneute
Kandidatur Sittens zu unterstützen, allerdings unter der Bedingung, dass die Walliser
Bevölkerung der nötigen Finanzhilfe und Defizitgarantie zustimme. Nach dem Ja des
Walliser Souveräns setzte die Landesregierung ihr Versprechen um und erlaubte
Bundesrat Ogi, den Vorsitz des Nationalen Komitees für die Winterspiele "Sion-Valais-
Wallis-Switzerland-2006" zu genehmigen. Um keine Unvereinbarkeiten mit Ogis Amt
als Bundesrat und Vorsteher des VBS zu schaffen, wird Ogi jedoch keine operativen
Funktionen bei der Vorbereitung und der Präsentation des Sittener Olympia-Dossiers
übernehmen. Dies wird dem Verein Olympische Winterspiele und dessen Co-
Präsidenten FIFA-Generalsekretär Sepp Blatter und PTT-Generaldirektor Jean-Noël Rey
vorbehalten sein. Neben Ogi, Blatter und Rey sind im Nationalen Komitee mit
Botschafter Edouard Brunner und Divisionär Jean-Daniel Mudry auch die Diplomatie
und die Armee vertreten. Brunner wird die Kommission für internationale Beziehungen
präsidieren und Bundesrat Ogi direkt unterstellt sein. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 12.07.1997
MARIANNE BENTELI

Im September leitete der Bundesrat dem Parlament seine Botschaft über die finanzielle
Beteiligung des Bundes an den Winterspielen 2006 zu. Unter dem Vorbehalt der
Akzeptanz in der Bevölkerung und der umweltschonenden Durchführung ist die
Landesregierung bereit, sich mit Geld- und Sachleistungen in der gleichen Höhe wie
der Kanton Wallis und die beteiligten Gemeinden an der Finanzierung zu beteiligen. Er
beantragte deshalb dem Parlament, einen Beitrag von 1,2 Mio Fr. an die Kosten der
Kandidatur sowie eine Defizitgarantie in der Höhe eines Drittels des ausgewiesenen
Defizits, jedoch höchstens von 30 Mio Fr. zu übernehmen. Hinzu kommen ein Beitrag
von höchstens 20 Mio. Fr. zur Finanzierung der Sportanlagen von nationaler Bedeutung
(Nasak) sowie nicht in Rechnung gestellte Leistungen von maximal 10 Mio. Fr.
(beispielsweise für den Einsatz von Militär zu Ordnungszwecken). In der Wintersession
stimmte der Ständerat nach kurzer Diskussion und einstimmig dem Antrag des
Bundesrates zu. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1997
MARIANNE BENTELI

Nach mehreren Voten, die alle die Bedeutung der Kandidatur für die Durchführung der
Olympischen Winterspiele “Sion-Valais-Wallis-Switzerland-2006” unterstrichen,
stimmte auch der Nationalrat gegen einzelne kritische Stimmen aus der GP und der SP
mit 145 zu 11 Stimmen der finanziellen Unterstützung dieses Grossanlasses durch den
Bund zu. Ergänzend zum Vorschlag des Bundesrates wurde die Bestimmung
aufgenommen, dass in dieser Angelegenheit das VBS federführend sein soll, um
Doppelspurigkeiten zwischen den allenfalls sonst noch involvierten Departementen
auszuschliessen. Dieser Präzisierung stimmte der Ständerat diskussionslos zu. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.1998
MARIANNE BENTELI

Seit dem 1. Januar des Berichtsjahres heisst das ehemalige EMD Departement für
Verteidigung, Bevölkerungsschutz und Sport (VBS). Dessen Vorsteher, der ehemalige
Sportfunktionär Adolf Ogi, machte von Anbeginn klar, welch eminente Rolle in diesem
Rahmen für ihn der Sport einnehmen wird. Zu seinen Prioritäten erklärte er die
Förderung des Spitzensportes, zu dem die Armee durch die Einrichtung spezieller
Rekrutenschulen und durch den Aus- und Umbau von Waffenplätzen für den
Sportbetrieb beitragen soll. Ganz zentrale Bedeutung hat für ihn die Durchführung der
olympischen Winterspiele 2006 im Wallis. Relativ rasch wurde ihm in der Presse
vorgeworfen, sein Engagement für den Sport – das ihn unter anderem eine ganze
Woche an die olympischen Winterspiele von Nagano (Japan) reisen liess – führe dazu,
dass er den wirklich wesentlichen Aufgaben in seinem Departement zu wenig
Aufmerksamkeit schenke; insbesondere benutze er seine Reisen ins Ausland fast
ausschliesslich dazu, für die Winterspiele 2006 zu werben, so etwa in Moskau, Seoul
und Peking. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.07.1998
MARIANNE BENTELI

Der Vorsitz des Vereins Olympische Winterspiele 2006 erfuhr im Berichtsjahr einen
einschneidenden Aderlass. Zuerst trat der über verschiedene Affären gestolperte PTT-
Direktor Jean-Noël Rey aus dem Co-Präsidium zurück, dann Sepp Blatter, der zum
neuen Präsidenten des Weltfussballverbandes Fifa gewählt worden war. Rasch ertönte
der Ruf, Bundesrat Ogi solle den Vorsitz des Kandidaturkomitees für die Spiele im
Wallis übernehmen. Dieser erklärte sich auch umgehend dazu bereit, wollte aber zuerst
das Einverständnis seiner Kollegen in der Landesregierung einholen. Nach einem positiv
ausgefallenen Gutachten des Bundesamtes für Justiz, das allerdings auf die Problematik

VERBANDSCHRONIK
DATUM: 31.08.1998
MARIANNE BENTELI
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der Doppelbelastung hinwies, stimmte der Gesamtbundesrat dem Engagements Ogis
bis nach der Vergabe der Winterspiele zu, die 1999 in Seoul erfolgen soll. Gemäss den
Worten der Bundeskanzlei unterstrich der Bundesrat mit seinem Entscheid die
Bedeutung, die er dieser Kandidatur für das Land beimisst; Ogi verfüge über die nötigen
persönlichen Kontakte, um der Kandidatur der Schweiz das entsprechende politische
Gewicht zu verleihen. 18

Eine grössere sportpolitische Lawine trat der scheidende Präsident des Internationalen
Skiverbandes FIS und eines der vier letzten auf Lebzeiten gewählten Mitglieder des IOC,
der Schweizer Marc Hodler, anfangs Dezember los, als er behauptete, bei der Vergabe
von olympischen Spielen sei oftmals massive Korruption im Spiel. Seine Vorwürfe
richteten sich vor allem an die Organisatoren der Winterspiele 2002 in Salt Lake City
(USA). In der Schweiz gaben weniger die konkreten Anschuldigungen zu reden, die rasch
von weiteren IOC-Mitgliedern bestätigt wurden, als vielmehr die Frage, welche
Auswirkungen das Vorprellen Hodlers auf die Kandidatur Sittens haben könnte.
Besonders heikel wurde die Angelegenheit als verlautete, Ogi habe Hodler gebeten, die
Vorwürfe nicht publik zu machen. Das VBS dementierte dies vorerst, musste dann aber
eingestehen, dass Gespräche zwischen engen Mitarbeitern Ogis und Hodler
stattgefunden hatten. 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.12.1998
MARIANNE BENTELI

Nachdem Sion (VS) von der Evaluationskommission des Internationalen Olympischen
Komitees (IOK) für seine Kandidatur für die Olympischen Winterspiele 2006 nur die
allerbesten Noten erhalten hatte, durfte sich die Schweiz reelle Chancen für die
Durchführung dieses sportlichen Grossanlasses ausrechnen, um so mehr als das IOK die
Korruptionsvorwürfe seines Schweizer Mitglieds Hodler ernst zu nehmen schien und für
die weitere Vergabe von Austragungsorten „saubere“ Verhältnisse in Aussicht stellte. 

Um so grösser war die Enttäuschung, als das IOK mit 53 zu 36 Stimmen den Zuschlag für
die Olympischen Winterspiele 2006 der norditalienischen Stadt Turin erteilte, obgleich
die Evaluationskommision diese Kandidatur wegen der langen Transportwege eher
negativ beurteilt hatte. Als Hauptgrund für die Vergabe an Italien wurde in den
Schweizer Medien die Finanzkraft des Turiner Fiat-Moguls Agnelli sowie dessen
persönliche enge Beziehungen zu IOC-Präsident Samaranch genannt, aber auch der
Umstand, dass die Bewerbung Roms für den Olympischen Sommerspielen 2004 trotz
eines exzellenten Dossiers das Nachsehen gegenüber Athen hatte. Hinter vorgehaltener
Hand wurden aber auch Schweizer Sündenböcke ausgemacht: Marc Hodler, der den
IOC-Skandal aufgedeckt hatte, die Debatte über die von Ogi stark favorisierten
Mehrwertsteuergeschenke an das IOC sowie die internationale Isolation der Schweiz. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.06.1999
MARIANNE BENTELI

Trotz der gescheiterten Olympiakandidatur von Sion 2006 erlosch in der Schweiz das
olympische Feuer keineswegs. Gleich zwei Regionen bewarben sich um eine Kandidatur
für die Winterspiele 2010. Als erstes präsentierte ein Komitee „Bern-Montreux 2010“
sein Projekt. Es pries seine Bewerbung als „Brückenschlag über den Röstigraben“ und
unterstrich die zentrale Verkehrslage, den nationalen Charakter durch den Einbezug
von sieben Kantonen sowie den Umstand, dass aufgrund der bestehenden Infrastruktur
kaum Neubauten geplant seien, was auch die Kosten tief halten würde. Wenige Tage
später stellte ein Komitee „Olympische Winterspiele 2010 Zürich/Graubünden“ sein
Dossier gleichzeitig in Chur und Zürich vor. Auch hier versicherten die Promotoren
glaubhaft, nur bereits bestehende oder ohnehin geplante Einrichtungen nutzen zu
wollen. Beide Kandidaturen wurden Anfang November beim Schweizerischen
Olympischen Verband eingereicht. Dieser wies nach einer ersten Prüfung beide
Projekte zur Überarbeitung an die Komitees zurück und verlangte eine weniger breite
Streuung der vorgesehenen Austragungsorte. 21

ANDERES
DATUM: 06.12.2000
MARIANNE BENTELI

Im März ernannte UNO-Generalsekretär Kofi Annan alt Bundesrat Adolf Ogi zu seinem
Sonderbeauftragten „Sport für Entwicklung und Frieden“. Seine Aufgabe wird es unter
anderem sein, den Sport als Plattform für friedens- und entwicklungspolitische
Projekte zu propagieren. Ogi wird Annan bei Sportanlässen und gegenüber der Presse
vertreten. Der Bundesrat kam zur Überzeugung, diese UNO-Mission sei
unterstützungswürdig, da sie auch im internationalen Interesse der Schweiz sei. Er war
deshalb bereit, Ogi in personeller und finanzieller Hinsicht über die ordentlichen

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 28.07.2001
MARIANNE BENTELI
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Budgets des EDA und des VBS zu unterstützen, betonte aber, es gehe nicht darum, Ogi
zu entlöhnen, da es sich bei der (vorerst) auf ein Jahr befristeten Aufgabe um ein
Ehrenamt handle. Eine herbe Niederlage musste Ogi hingegen bei seiner Bewerbung für
einen Sitz im Internationalen Olympischen Komitee (IOC) hinnehmen. Er wurde als
einziger der sieben offiziell portierten Kandidaten nicht gewählt. Als Hauptgrund für
sein Scheitern wurde die bereits bestehende personelle Übervertretung der Schweiz im
IOC genannt. 22

Nachdem der Schweizerische Olympische Verband (SOV) seine Vorgaben für eine
Kandidatur für die Olympischen Winterspiele 2010 präzisiert hatte (insbesondere
Konzentration auf eine sogenannte Host-City), wurde die Kandidatur Zürich-
Graubünden in „Davos 2010“ umbenannt. Das Komitee „Bern-Montreux 2010“ hielt in
den grossen Linien an seiner Kandidatur fest, fokussierte das Projekt aber auf die Stadt
Bern. Ende Juni wurden die beiden Dossiers beim SOV eingereicht. Trotz kritischer
Stimmen sprach sich die Exekutive des SOV zwei Monate später für die Bündner
Kandidatur aus, wurde wenige Tage später aber vom Sportparlament von Swiss Olympic,
der Dachorganisation der Sportverbände, desavouiert, das mit 145 zu 121 Stimmen Bern
den Vorzug gab. Da gleichzeitig beschlossen wurde, trotz der Enttäuschung von 1999, als
Sion (VS) Turin (I) bei der Zuteilung der Olympischen Winterspiele 2006 unterlegen war,
erneut für diesen Grossanlass zu kandidieren, ist Bern die offizielle Anwärterin der
Schweiz für die Spiele 2010. Den Ausschlag dürfte der Umstand gegeben haben, dass
die Berner Kandidatur Deutsch- und Westschweiz vereint; zudem appellierten die
Berner Promotoren stärker an die Emotionen als ihre Bündner Konkurrenten. 23

ANDERES
DATUM: 06.09.2001
MARIANNE BENTELI

Die Olympiakandidatur Bern-Montreux 2010 kam nicht recht vom Fleck. Insbesondere
die Wirtschaft schien vom Projekt nicht wirklich überzeugt, weshalb sich die
Sponsorensuche sehr mühsam gestaltete. Der Bundesrat zeigte sich optimistischer und
sprach Ende Januar einen Kredit von 300'000 Fr. zur Unterstützung der
Vorbereitungsarbeiten. Anfangs Februar entschied der Exekutivrat von Swiss Olympic,
die Kandidatur Berns und der Westschweiz für die olympischen Winterspiele 2010 unter
dem Namen „Berne 2010“ offiziell beim IOC einzureichen. In den folgenden Wochen
formierte sich in Stadt und Kanton Bern ein breiter links-grüner Widerstand gegen das
Projekt, dem sich auch bürgerliche Politiker anschlossen, während im Rest der Schweiz,
insbesondere auch in der an der Durchführung beteiligten Romandie eher
Gleichgültigkeit herrschte. Während die Gegner vor den finanziellen und ökologischen
Folgen des Projekts warnten, sahen die Initianten und die Exekutiven von Stadt und
Kanton Bern darin eine einzigartige Gelegenheit, die Region weltweit bekannt zu
machen. Der Regierungsrat legte dem Grossen Rat zwei Olympiakredite über total 22,5
Mio Fr. vor, verbunden mit der Auflage, sie dem obligatorischen Referendum zu
unterstellen. Die Stadt doppelte mit einem Kredit von 4 Mio Fr. nach, ebenfalls unter
der Bedingung einer Zustimmung an der Urne. Trotz Opposition der Grünen und von
weiten Teilen der SP nahmen die Parlamente die Kredite an. Aber auch diese politische
Unterstützung konnte nicht verhindern, dass das Initiativkomitee finanziell nicht auf
Kurs kam. Anfangs August waren Rechnungen von über 500'000 Fr. offen. Im Lauf des
August stiegen sowohl die kantonale wie die Stadtberner SP und die Umweltverbände
definitiv aus dem Olympiazug aus. Unterstützung fand die Kandidatur hingegen bei der
SVP und der FDP. Obgleich das Exekutivkomitee des IOC Ende August „Berne 2010“
zusammen mit Salzburg (Österreich), Vancouver (Kanada) und Pyeongchang (Südkorea)
in den Rang einer „Candidate City“ erhob, fiel am 22. September das Verdikt an der
Urne für die Promotoren vernichtend aus: Mit 77,5 resp. 78,8% Nein-Stimmen wurden
die beiden kantonalen Kreditvorlagen von den Stimmberechtigten wuchtig verworfen.
Knapp eine Woche nach dieser Abstimmungsniederlage stellte das Initiativkomitee das
Projekt ein und informierte das IOC über den Rückzug. Trotz dreimaligem Scheitern in
Serie – vor Bern Sion 2002 und Sion 2006 – scheint der olympische Traum in der
Schweiz noch immer nicht ausgeträumt. Bereits einen Tag nach dem Aus für „Berne
2010“ dachte der Bündner SVP-Ständerat Brändli laut über eine Kandidatur „Davos
2014“ nach. 24

KANTONALE POLITIK
DATUM: 24.09.2002
MARIANNE BENTELI
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Das Schweizer Sportparlament, die Legislative des Dachverbands Swiss Olympic, die
sich aus Delegierten der dort angeschlossenen Fachverbände zusammensetzt, fällte
den Grundsatzentscheid, sich um die Austragung der olympischen Winterspiele 2014
zu bewerben. Zudem stimmte es einer Statutenänderung zu, welche die Kompetenz des
Exekutivkomitees in der Olympia-Evaluation stärkt. Diese soll nach verschärften
Kriterien vorgenommen werden. Zu diesen gehören etwa Budgetvorgaben und die
Zustimmung der Stimmbürger jenes Kantons, in dem die so genannte Host City liegt.
Mögliche Kandidaten sind die Regionen Wallis, Graubünden und Zürich. 25

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.11.2003
MARIANNE BENTELI

Die Aspirationen auf eine Kandidatur der Schweiz für die Olympischen Winterspiele
2014 zerschlugen sich. Mitte Februar legten die privaten Promotoren der Variante mit
Zürich als so genannter Host City , welche die Unterstützung der Kantone Schwyz und
Graubünden fand, in denen die meisten Wettkämpfe hätten stattfinden sollen, dem
Zürcher Regierungsrat ihr Bewerbungsdossier vor. Dieser sprach sich für eine vertiefte
Prüfung des Projekts aus, welches aber bereits zu diesem Zeitpunkt im Kantonsrat auf
Skepsis stiess, umso mehr, als sich die Stadt schon früher von jeglicher finanziellen
Beteiligung distanziert hatte. Gleichzeitig wurde bekannt, dass auch die Gemeinde
Davos (GR) eine Bewerbung ins Auge fasste. Beide Interessengruppen machten Anfang
März eine entsprechende offizielle Eingabe an Swiss Olympic. Dessen Exekutivrat
erteilte der Kandidatur von Davos eine klare Absage: Das Vorhaben werde weder von
der Bündner Regierung unterstützt, noch entspreche es dem von Swiss Olympic
vorgegebenen Profil. Das Zürcher Projekt wurde nur lau unterstützt. Das technische
Dossier entsprach zwar den Anforderungen, durch wurde der ungenügende politische
Sukkurs von Kanton und Stadt bemängelt, weshalb den Zürcher Promotoren
diesbezüglich klare Vorgaben gemacht wurden, um eine Wiederholung des Debakels der
Kandidatur „Berne 2010“ zu vermeiden. Da die Stadt Zürich ihre Haltung nicht änderte,
warfen die Promotoren Mitte September das Handtuch. Der Kanton Wallis hatte bereits
Ende Februar seinen Verzicht auf eine Bewerbung bekannt gegeben. 26

ANDERES
DATUM: 15.09.2004
MARIANNE BENTELI

Ende Jahr gab Swiss Olympic bekannt, dass der Verband auf eine Bewerbung um die
Austragung der Olympischen Winterspiele 2018 verzichtet. Der Exekutivrat der
Dachorganisation kam nach einer von der Universität Lausanne durchgeführten Studie
unter Einbezug von 50 Experten zum Schluss, dass eine Bewerbung aus mehreren
Gründen derzeit nicht sinnvoll sei, obwohl die Schweiz die wesentlichen Kriterien für
eine erfolgreiche Kandidatur erfüllen würde. Zu den Gründen, die zum Verzicht führten,
gehört die Wirtschaftlichkeit der Grossveranstaltung. Die Schweiz als hoch entwickeltes
Land mit einem gesättigten Markt im Wintersport würde nach Ansicht des Exekutivrats
ökonomisch von Winterspielen kaum profitieren. Ungünstig sei auch der politische
Rahmen: Die Schweiz kenne keine nationale Politik in der Organisation internationaler
Grossanlässe im Sport, deren Durchführung werde durch die föderalistische Struktur
erheblich erschwert. 27

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.11.2007
MARIANNE BENTELI

Die Kandidatur für olympische Winterspiele im Jahr 2022 in der Schweiz nahm im
Berichtsjahr klare Züge an. Mit dem Programm „Graubünden 2022“ bereitete der
gleichnamige Verein eine konkurrenzfähige Kandidatur vor, welche den vergangenen
olympischen Wettbewerben sportlich in keiner Hinsicht unterlegen sein sollte, jedoch
dem zunehmenden Gigantismus Einhalt gebieten wollte. Die Winterspiele der XXIV.
Olympiade sollten an den Standorten Davos und St. Moritz stattfinden, so die Vision
zahlreicher Mitstreiter unter der Führung von Präsident und Ex-Nationalrat Tarzisius
Caviezel und Direktor Gian Gilli. Die Kandidatur sollte je zu einem Drittel durch den
Bund, durch die Kantone und Gemeinden sowie durch die Schweizer Privatwirtschaft
finanziert werden. Ende Mai wurde das Konzept im Sportparlament von Swissolympic
besprochen und mit 76:0 Stimmen gutgeheissen. Später sollten die Bündner
Kantonsbevölkerung und die Einwohnerinnen und Einwohner von Davos und St. Moritz
zum Thema abstimmen. Im Juli wurde bekannt, dass die Investitionskosten für eine
erfolgreiche Durchführung der Spiele auf rund 1.5 Mia. CHF geschätzt wurden, die
Gesamtkosten wurden auf 2.8 Mia. CHF geschätzt. Allein das Kandidaturbudget sollte
gut 60 Mio. CHF verschlingen, wesentlich mehr als vorerst angenommen. Der Bund
müsste vom ganzen Budget gut 1.3 Mia. CHF übernehmen. Diese hohen Kosten waren
ein Grund für die skeptische Haltung, welche trotz aller Euphorie immer wieder spürbar
wurde. Zudem waren in der jüngeren Vergangenheit zwei Kandidaturprojekte für 1988 in
Chur und 2010 in Bern an der Urne recht deutlich verworfen worden (77% Nein für Chur
und 78% Nein für Bern). Ob eine Bündner Kandidatur vom Volk goutiert würde, war alles

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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andere als klar. Die Kandidatur von Sion 2006 wurde zwar damals von der Bevölkerung
unterstützt, wurde aber vom Internationalen Olympischen Komitee bei der Vergabe
nicht berücksichtigt. Der Bündner Regierungsrat hatte sich Anfang September mit einer
Botschaft an das Kantonsparlament gerichtet. Die Bündner Regierung stellte sich hinter
die Kandidatur. In der Botschaft wurden konkrete Angaben über Investitionsprojekte im
Kanton gemacht. Auch der Termin für die kantonale Abstimmung wurde fixiert: Am 3.
März 2013 sollen sich die Bündnerinnen und Bündner an der Urne äussern. Zeitgleich
wurde das Unterstützungskomitee konstituiert. Neben Persönlichkeiten aus der
Sportwelt nahmen diverse Bundesparlamentarier Einsitz: Die Nationalräte Heinz Brand
(svp) und Hansjörg Hassler (bdp) sowie die Ständeräte Stefan Engler (cvp) und Martin
Schmid (fdp). Widerstand regte sich indes in den Reihen der SP Kantonalsektion,
welche sich gegen eine Kandidatur ausgesprochen hatte. So formierte sich Anfang
Oktober eine Gegenbewegung „Olympiakritisches Graubünden“, welcher Nationalrätin
Semadeni (sp, GR) vorstand und die sich aus der Vereinigung Bündner
Umweltorganisationen, der SP, der Juso und Verda-Grünes Graubünden
zusammensetzte. Das Komitee wehrte sich gegen hohe Ausgaben, gegen ein Diktat des
IOC und gegen unvorhersehbare Probleme durch den Anlass selbst. Namentlich in
puncto Ausgaben spielte die schlechte finanzielle Situation Graubündens den Gegnern
in die Hände – was sich als Hauptargument in deren Kampagne beobachten liess. Der
Bundesrat zeigte sich Mitte Oktober einer Kandidatur positiv eingestellt und
verabschiedete den Bundesbeschluss über die Beiträge des Bundes an die Winterspiele
2022. Für die Finanzierung der Kandidatur beantragte die Regierung 30 Mio. CHF. Der
Kredit sollte unter der Bedingung frei gegeben werden, dass sich Graubünden und
Swiss Olympic mit mindestens je 15 Mio. CHF an den Kandidaturkosten von 60 Millionen
Franken beteiligen. Ein weiterer Verpflichtungskredit betraf die Durchführung der
Spiele selbst. Der Bundesrat war bereit, 1 Mia. CHF der ungedeckten Kosten zu
übernehmen. Eine erste Reaktionsrunde zeigte, dass die Linke und die Grünen, sowie
die Christdemokraten, auch auf Bundesebene skeptisch waren. Ende Oktober zeigte
eine repräsentative Umfrage, dass fast 55% der Schweizerinnen und Schweizer hinter
einer Kandidatur stehen würden. Vor allem die jüngere Bevölkerung und Personen aus
dem erweiterten Alpenraum stünden einer Kandidatur offen gegenüber. Fast
gleichzeitig publizierte der Trägerverein eine neue Machbarkeitsstudie, welche dem
Anlass eine Bruttowertschöpfung von rund 4 Mia. CHF prognostizierte. Anfang
Dezember kam die Vorlage des Bündner Regierungsrates ins Parlament, wo das Projekt
gegen den Widerstand der SP-Fraktion angenommen, die Defizitgarantie des Kantons
allerdings gestrichen wurde. Organisation und Durchführung der Spiele seien Sache des
Bundes. Gleichzeitig wurde in der Presse bekannt, dass angeblich 43% der Bündner
Bevölkerung für die Kandidatur seien und ebenso viele dagegen, wobei der Rest noch
unentschieden sei. Die Fronten waren also nicht nur im Parlament verhärtet. Gegen
Ende Jahr zeichnete sich ab, dass ein Ja an der Abstimmung vom folgenden März 2013
alles andere als klar sei. Im Abstimmungskampf standen sich Befürchtungen über ein
finanzielles Fiasko den euphorischen Hoffnungen auf eine erneuerte Infrastruktur,
einen Tourismusboom und der Schaffung neuer Arbeitsplätze gegenüber. 28

Die Olympiakandidatur Graubünden 2022 hatte im Vorjahr erste entscheidende
Hürden genommen und im Dezember das Graubündner Parlament passiert. Die
bürgerlichen Parteien hatten sich durchsetzen können und gegen die Ratslinke die
nötige Teilrevision des Finanzhaushaltsgesetzes angenommen und der
Stimmbevölkerung zur Annahme empfohlen. Die Bündner Stimmberechtigten wurden
am 3. März des Berichtsjahres an die Urnen gebeten, um über das Geschäft und
letztlich die Kandidatur zu befinden. Daneben hatte der Bundesrat im Vorjahr seine
Botschaft zur finanziellen Unterstützung der Olympiakandidatur verabschiedet. Die
Landesregierung beantragte dafür einen Verpflichtungskredit von CHF 30 Mio. Mit
einem zweiten Verpflichtungskredit über CHF 1 Mia. sollte – im Falle eines Zuschlags
durch das Internationale Olympische Komitee (IOC) – eine allfällige Deckungslücke des
Durchführungsbudgets finanziert werden. Das Bundesratsgeschäft blieb vorerst hängig,
da das nationale Parlament mit den Beratungen abwarten wollte, bis die Graubündner
Stimmbürgerschaft ihre Absicht an der Urne äussern konnte. Zwar hatte die
Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrates Anhörungen
durchgeführt, unter anderem mit dem Verein XXIV. Olympische Winterspiele
Graubünden 2022, dem Komitee Olympiakritisches Graubünden, mit verschiedenen
Naturschutzorganisationen und dem SAC sowie unabhängigen Experten und René Fasel
als Vertreter des Internationalen Olympischen Komitees. Sie wollte jedoch dem
Entscheid des Kantons Graubünden nicht vorgreifen oder diesen womöglich gar
beeinflussen. Damit lag der Fokus auf den Vorgängen in Graubünden, wobei sich
Befürworter und Gegner der Spiele je in Komitees organisiert hatten und Anfang 2013
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den Abstimmungskampf lostraten. Befürchtungen über ein finanzielles Fiasko seitens
der Gegner standen den euphorischen Hoffnungen der Befürworter auf eine erneuerte
Infrastruktur, einen Tourismusboom und die Schaffung neuer Arbeitsplätze gegenüber.
Den Anfang machten am 3. Januar die Befürworter des Projekts mit einem
Mediengespräch. Touristiker lobten die weltweite Präsentationsplattform,
Bergbahnbetreiber und Hoteliers bewarben die positiven Einflüsse auch nach den
Spielen und für die Sommersaison und diverse Politiker sicherten die Machbarkeit zu
und versprachen sich positive Entwicklungen für Verkehr und Marketing des Kantons.
Unverhofften Support erhielten die Olympiabefürworter aus dem Ausland: Eine Gruppe
britischer Parlamentarier, selbst Skifahrer, empfahl den Bündnern ein Ja zur
Olympiakandidatur. Bald wurden auch die ersten Parteiparolen gefasst: Die Junge CVP
stand hinter dem Projekt, wie auch die Mutterpartei, jedoch unter Vorbehalt einer
positiven Beurteilung des Konzeptes durch das IOC. Ebenfalls für eine Kandidatur
sprachen sich die FDP, die BDP, die SVP, die Junge SVP und die EDU aus. Dagegen
waren seit jeher die SP und die Grünen sowie später auch die Grünliberalen. Die
Bündner SAC-Sektion sprach sich nur unter Vorbehalten für das Vorhaben aus.

Mitte Januar, und damit weniger als zwei Monate vor der kantonalen Abstimmung,
konstituierte sich im Oberengadin ein weiteres Unterstützungskomitee. „OlympJa
Oberengadin“ wurde aus bürgerlichen Politikern, Vertretern aus Handels- und
Gewerbevereinen und der Hotelleriebranche, den Skivereinen sowie den
Oberengadiner Grossräten zusammengesetzt. Der grosse Antrieb dieser Gruppe war die
Idee, den Tourismus anzukurbeln. Dafür wurde die Kandidatur als besonders
umweltverträglich beworben, als gute Werbeplattform gepriesen sowie als
wirtschaftlich interessant für die Region betitelt. Ebenfalls Mitte Januar setzte die
Graubündner Regierung ein starkes Zeichen: In einer Pressekonferenz traten alle fünf
Regierungsmitglieder gemeinsam für die Olympiakandidatur ein. “Eine Kandidatur stellt
für Graubünden eine einmalige Chance dar, sich einem weltweiten Publikum als
sympathischer Gastgeber zu präsentieren“, so Regierungspräsident Trachsel (bdp), der
damit ebenfalls die touristische Wirkung unterstrich. Trotz dieses geschlossenen
Auftritts haftete dem Anlass ein fahler Beigeschmack an. Martin Jäger, SP-
Regierungsrat, spielte seine Rolle contre cœur und fügte sich im Sinne des
Kollegialitätsprinzips der Zustimmung der Kantonsregierung. Jäger selbst hatte als
Grossrat im Vorfeld der letzten Olympiaabstimmung 1980 an vorderster Front gegen
eine Kandidatur geweibelt. Die SP liess dies nicht unkommentiert und kritisierte den
geschlossenen Auftritt der Regierung. Man mache aus der Abstimmung eine
Schicksalsabstimmung für die Zukunft des Kantons und die Verpflichtung Jägers, am
Podium mitzumachen sei unverhältnismässig und schlechter politischer Stil, so das
Empfinden des Parteipräsidenten Jon Pult. Kurz darauf lancierten auch die Gegner der
Olympiakandidatur ihren Abstimmungskampf. Unermüdlich warnte das Gegnerkomitee
„Olympiakritisches Graubünden“ unter der Leitung von SP-Nationalrätin Silva Semadeni
vor dieser „Megaveranstaltung, die nicht in Bergtäler passt“. Zusätzlich wurde immer
wieder die Kostenfrage gestellt und darauf hingewiesen, dass die Steuerzahler
schliesslich zur Kasse gebeten würden, wohingegen nur wenige von den Spielen
profitierten. Sekundiert wurde die Nationalrätin von Bruno Stephan Weiler von der
Alpenschutzkommission Cipra International, sowie SP- und Juso-Vertretern. 

Der Abstimmungskampf gestaltete sich schliesslich sehr abwechslungsreich und war
durch zahlreiche Schlagabtausche geprägt. Mit die grössten Auseinandersetzungen
ergaben sich um eine Nachhaltigkeitsstrategie der Olympiapromotoren. Die NIV-Charta,
„Nachhaltigkeit, Innovation, Vermächtnis“, sollte als selbstgegebener Leitfaden die
Organisation der Spiele prägen, wurde von Beginn weg kommuniziert. Die Sorge der
Gegner, das Projekt sei zu kostspielig und nicht nachhaltig, sollte damit zerstreut
werden. Doch jede Aktion des Unterstützerkomitees rief auch Gegner auf den Plan,
welche unter anderem die NIV-Charta als vorgeschobenes, leeres Propagandamittel
bezeichneten. Ebenso sollten Studien von beiden Seiten belegen, dass das
Olympiaprojekt positive, oder eben auch negative Auswirkungen für den Kanton hätte.
Ende Januar erhielt die „OlympJa“-Bewegung Zulauf: Auch im Prättigau versammelten
sich Olympia-Befürworter in einer entsprechenden Sektion. Auch hier waren es
vorwiegend bürgerliche Politiker, welche mit Informationsanlässen die Gunst der
Einwohner suchten. 

Einen Dämpfer, welcher den Olympiagegnern in die Karten spielte, erlitt die
Olympiakampagne Ende Januar. Es wurde bekannt, dass Bund und der Kanton
Graubünden keine Einigung über eine Defizitgarantie erzielen konnten, respektive dass
die Finanzkommission des Nationalrates forderte, die Verluste müssten mit kantonalen
Mitteln aufgewogen werden. Letztlich ging es um eine Summe von über CHF 1 Mia. Vor
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solchen Szenarien hatten die Olympiagegner wiederholt gewarnt. Tatsächlich lag es
schliesslich in der Hand der Bundesparlamentarier, über die Angelegenheit zu
befinden. Derweil wuchs in Chur die Einsicht: Wenn der Bund keine Defizitgarantie
abgebe, würde dies „Abbruch der Übung“ bedeuten, so Regierungsrätin Janom Steiner
(bdp). Dies war indes bereits gewiss, hatte doch der Grosse Rat schon früh und
einstimmig beschlossen, dass der Kanton keine Defizitgarantie übernehmen werde. Die
oberste Olympiagegnerin und Nationalrätin Semadeni (sp, GR) hatte bereits Ende 2012
in einer Interpellation beim Bundesrat nachgefragt, wer die Kostenüberschreitungen zu
tragen hätte, falls Graubünden die Spiele erhielte. Dabei ging es um den Restbetrag
über CHF 300 Mio., welcher in den damals geltenden Budgets vorerst als ungedeckt
ausgewiesen wurde. Die wechselnde Stimmung liess jedoch auch das
Kandidaturkomitee „Graubünden 2022“ nicht ruhen. Genau einen Monat vor dem
Urnengang gab man bekannt, das Konzept revidiert zu haben, wobei fast CHF 380 Mio.
eingespart werden konnten. Diese Einsparung bedeutete zugleich die Deckung des
prognostizierten Defizits von rund CHF 300 Mio. Die revidierte Fassung des Budgets
schien einige Vorbehalte zerstreuen zu können, war doch damit eine der zentralen
Fragen – wer ein Defizit tragen müsste – vorerst vom Tisch. Die Gegner liessen jedoch
sogleich ausrichten, dass die Änderungen lediglich auf Buchhaltertricks und
Budgetkosmetik beruhten. Die Verunsicherung über die Defizitgarantie beschäftigte bis
zur Abstimmung alle Beteiligten. Sportminister Maurer sicherte dafür Bundesmittel zu,
wurde dann aber von der Finanzkommission zurückgepfiffen, sie pochte darauf, dass
der Kanton ein Defizit trage. Die Grüne Partei reagierte ebenfalls und kündigte bei
einem allfälligen Beschluss, Bundesgelder zur Deckung eines Defizits einzusetzen, ein
Referendum an. Knapp zwei Wochen vor der Abstimmung publizierte die Zeitung
Südostschweiz eine Umfrage: zu diesem Zeitpunkt hätten 45% die Olympiakandidatur
abgelehnt, 42% hätten sie gutgeheissen und 9% waren noch nicht entschieden. Damit
zeigte sich in Zahlen, was sich seit Jahresbeginn abgezeichnet hatte: es würde knapp
werden. 

Am 3. März brachten die Stimmberechtigten des Kantons Graubünden mit 52,7% Nein-
Stimmen die Kandidaturbestrebungen an der Urne zu Fall. In St. Moritz (61% Ja-
Stimmen) und Davos (56,2% Ja-Stimmen) wurde die Kandidatur jeweils deutlich
angenommen, so dass in den möglichen Austragungsorten nach Bekanntwerden des
Kantonsresultates Ernüchterung herrschte. Ausschlaggebend war die negative Haltung
im Unterland und in jenen Regionen, welche in der Kandidatur nicht berücksichtigt
worden waren. Die Abfuhr hatte Auswirkungen bis nach Bundesbern, wo man einerseits
Bedauern äusserte und eine Fehlersuche forderte, andererseits auch zukunftsgerichtet
sinnierte: Die Grünen wollten den Bundesrat beauftragen, mit dem Internationalen
Olympischen Komitee neue Konzepte zu beraten. Nach der letzten Abstimmung über
eine Bündner Olympiakandidatur 1980 überwog also auch 2013 die Ablehnung gegen
Olympische Spiele im Bergkanton. Mit dem Urnenentscheid Graubündens waren auch
die Geschäfte in Bern erledigt: Die Diskussionen über den Kandidaturbeitrag von CHF
30 Mio. und die Defizitgarantie über CHF 1 Mia. wurden nach dem Nein hinfällig und mit
den Nichteintretensvoten in beiden Räten wurde die Kampagne „Olympia 2022 in der
Schweiz“ endgültig abgeschlossen. 29

Nach der Ablehnung der Olympia-Finanzierung durch die Bündner Stimmbürgerschaft
reichte die WBK des Nationalrates im Mai des Berichtsjahres eine Motion zur Förderung
von Sportveranstaltungen ein. Gestützt auf das Sportförderungsgesetz soll die
Regierung eine Vorlage zur konkreten Förderung von Breiten-, Nachwuchs- und
Leistungssport sowie die Umsetzung von ausgewählten Projekten aus dem NIV-Konzept
(Nachhaltigkeit, Innovation und Vermächtnis) ausarbeiten. Die WBK erachtete das Nein
zum Olympiaprojekt nicht als grundsätzliche Kritik an der Sportförderung oder gar als
ein Vorbehaltsvotum gegen andere wiederkehrende Sportanlässe wie Welt- oder
Europameisterschaften. Deswegen sollten von den zahlreichen Ideen und Projekten,
welche im Zusammenhang mit einer allfälligen Olympiakandidatur entwickelt wurden,
einige trotzdem weiterverfolgt werden. Diese Projekte, welche nicht direkt mit den
Spielen in der Schweiz zusammenhängen, jedoch wohl die Bewegung, Infrastruktur und
Dynamik des Sports begünstigten, sollen nicht einfach fallen gelassen werden, so der
Grundgedanke dieses Vorstosses. Der Bundesrat sah mit dem kürzlich revidierten
Sportförderungsgesetz die gestellten Forderungen bereits als erfüllt an und beantragte
deswegen die Ablehnung der Motion. Eine Erhöhung der Mittel sei denkbar, es bedürfe
aber des politischen Willens dazu. Eine Anhörung der interessierten Kreise hinsichtlich
des Entwurfs eines neuen Leistungskonzeptes stellte der Bundesrat jedoch in Aussicht.
Im Nationalrat fand der Vorstoss dennoch Gehör und wurde auf Antrag der Kommission
deutlich angenommen. Kommissionssprecher Stahl (svp, ZH) betonte insbesondere die
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positiven Effekte der Vorbereitungsarbeiten im Bereich des Nachwuchs- und
Spitzensports, welche die Olympiakandidatur bereits vor der Bewerbung freigesetzt
hatte. Gleichzeitig hielt er auch fest, dass es nicht primär um eine finanzielle
Unterstützung gehe, sondern aus Sicht der Kommission vielmehr um die Bedeutung und
die ideelle Unterstützung der Veranstaltungen sowie der Förderung des Nachwuchs-
und Spitzensports. Schlussendlich seien sowohl die Veranstaltungen wie auch die
Spitzenathleten verlässliche Botschafter der Schweiz. Eine kurze Rede des
Sportministers liess die Stimmung nicht kippen: 169 Nationalrätinnen und Nationalräte
schickten das Geschäft in den Ständerat, lediglich fünf stellten sich dagegen. Die kleine
Kammer wird sich im kommenden Jahr damit befassen. 30

Angesichts des von vier Schweizer Regionen und Kantonen geäusserten Interesses an
einer Kandidatur für die Olympischen Spiele 2026 in der Schweiz fand am 11. März 2016
eine ausserordentliche Versammlung des Schweizerischen Sport- und
Olympiadachverbands Swiss Olympics statt. Das Parlament des Verbands (das
sogenannte «Sportparlament») – bestehend aus Delegierten der olympischen Verbände
der Schweiz – entschied, eine Schweizer Kandidatur unter zwei Hauptbedingungen zu
unterstützen: Erstens müsse insbesondere die Austragungsregion, aber auch die
restliche Schweiz vom Projekt profitieren können und zweitens müsse die Kandidatur
so attraktiv und überzeugend sein, dass sie bei der Abstimmung des Internationalen
Olympischen Komitees (IOC) im Herbst 2019 die Mehrheit der Stimmen auf sich
vereinen könne. Darüber hinaus gab das Sportparlament weitere zu erfüllende
Rahmenbedingungen vor: Die Kandidatur solle die Unterstützung von Politik, Wirtschaft
und Tourismus der Schweiz hinter sich vereinen, verschiedensten Umweltaspekten
Rechnung tragen und als «Motor für eine Revitalisierung des Wintersports» dienen, wie
es die Zeitung «Südostschweiz» formulierte. Für den Projektierungsprozess sprach das
Sportparlament ein Budget von CHF 1 Mio. verteilt über vier Jahre und legte zudem
einen eher straffen Zeitplan fest: Bis Ende 2016 müssten die jeweiligen Kandidaturen
ein Bewerbungsdossier einreichen, zudem müssten bis zum darauffolgenden Frühling
in allen an einer Kandidatur interessierten Kantonen Volksabstimmungen abgehalten
werden, damit im Herbst 2017 ein Schweizer Kandidat für die Olympischen Spiele 2026
gewählt und aufgestellt werden könne. Für eine solche Wahl müssten aber sämtliche
Bedingungen erfüllt sein, betonte Swiss Olympic. 

Neben den drei Schweizer Kantonen Graubünden, Wallis und Bern und der
Genferseeregion, die sich allesamt eine Olympiakandidatur vorstellen konnten, zeigten
sich sowohl Teile der Politik als auch Vertretende aus den Reihen der
Wirtschaftsverbände sowie der Sport- und Tourismusbranche erfreut über diesen
positiven Grundsatzentscheid von Swiss Olympic. Auch der Bundesrat hatte sich für die
Austragung der Olympischen Winterspiele 2016 in der Schweiz ausgesprochen. Gemäss
dem obersten «Schweizer Sportler» (Südostschweiz), Guy Parmelin, welcher mit einer
Grussbotschaft die Sitzung des Sportparlaments eröffnete, stellten die Olympischen
Spiele eine grosse Chance dar, die Schweiz auf der internationalen Bühne zu
präsentieren. Dem stimmte auch Jörg Schild als Präsident von Swiss Olympic zu; die
Schweiz sei mit ihren Bergen und einer langen Wintersport-Tradition eine exzellente
Kandidatin zur Ausrichtung dieses vierjährlichen Sportfests. Es handle sich darüber
hinaus um eine «grosse Chance für die Schweiz, der Welt zu beweisen, dass
ökologische und finanziell tragbare Spiele möglich seien», so Schild gegenüber der
Südostschweiz.
Es gelte allerdings zu beachten, dass die grösste Hürde für die Ausrichtung einer
Winterolympiade in der Schweiz wohl in deren Finanzierung liege, warf Sportminister
Parmelin im Nachgang der Session des Sportparlaments trotz seiner Freude über den
positiven Entschluss ein. Diese könnte insbesondere zum Problem werden, da die ein
Jahr nach den Winterspielen angedachte Landesausstellung 2027 in der
Bodenseeregion mit der Olympiade um die Gelder konkurrenzieren könnte. Es handle
sich um «zwei sehr teure Anlässe in kurzer Zeit», was die finanzielle Unterstützung
beider Vorhaben vonseiten des Bundes politisch sehr unwahrscheinlich mache, so der
Bundesrat. 

Kritische Stimmen gegenüber einer Schweizer Kandidatur für die Olympischen Spiele
wurden zudem aus Wissenschaftskreisen laut. Das Risiko von chancenlosen
Kandidaturen sei auch bei diesem Anlauf gross, fand der emeritierte Professor für
Freizeit und Tourismus, Hansruedi Müller: Die Schweiz habe bereits ausreichend
Erfahrungen mit «kläglich gescheiterten Kandidaturen» gemacht, postulierte er im
Gespräch mit der BZ. Auf zwei Austragungen der Olympischen Spiele, welche in der
ersten Hälfte des letzten Jahrhunderts in der Schweiz stattgefunden hatten, folgten 13
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erfolglose Bewerbungen. Nicht wenige Male scheiterte der Traum des erneuten
Entfachens des olympischen Feuers in der Schweiz an der Stimmbevölkerung. Dies sei
auf das zunehmende Imageproblem der Olympischen Spiele zurückzuführen, fand
Jean-Loup Chappelet, Professor für Public Management an der UNIL: Sie gälten als zu
teuer und zu elitär. Dazu kämen viele negative Schlagzeilen, unter anderem bezüglich
des Gigantismus der Spiele in Sotschi und Peking, Menschenrechtsverletzungen sowie
verheerenden Umweltschäden. Infolge der Neuerungen im Rahmen der Reformagenda
2020 des IOC, welche angestossen worden sei, um dieser international beobachteten
Entwicklung entgegenzuwirken, seien Kandidierende aus kleineren Ländern, welche sich
vom Gigantismus lossagen und auf Nachhaltigkeit setzten, jedoch geradezu erwünscht,
hielt Swiss Olympics-Präsident Jörg Schild dagegen.

Gemäss einer repräsentativen Umfrage des Forschungsinstituts Demoscope im Sommer
2016 befürwortete eine Mehrheit von 57 Prozent der Schweizer Bevölkerung generell
eine Schweizer Kandidatur für die Olympischen Spiele 2026. Allerdings war ein
ähnlicher Anteil der Befragten auch der Meinung, dass die Kosten den Nutzen
überwögen. Drei von vier Befragten erwarteten aber einen positiven Effekt auf die
Schweizer Tourismusindustrie, so die NZZ. Diese hohen Zustimmungswerte, welche sich
vor allem im Mittelland und der Nordwestschweiz zeigten, zeugten von ausgeprägter
«innerhelvetischer Solidarität mit Tourismusregionen», schrieb die Südostschweiz. Die
Umfrage von Demoscope fragte auch nach dem präferierten Projekt, wobei die Bündner
Kandidatur wegen ihres dezentralen Charakters deutlich die Nase vorn hatte. Knapp
jede fünfte befragte Person bevorzugte diese gegenüber den Westschweizer
Kandidaturen, bei den Befragten aus der Ostschweiz war es sogar jede Vierte. 31

Knapp zwei Jahre nach der Ablehnung der Bündner Olympia-Kandidatur 2022 durch
das Stimmvolk Graubündens wagte der Regierungsrat mit einer positiven Antwort auf
einen Auftrag Cavegn (cvp) für die Unterstützung einer Kandidatur für die Olympischen
Winterspiele 2026 im August 2015 einen erneuten Anlauf. Dieser Prozess war von den
drei Bündner Wirtschaftsdachverbänden und Hotelleriesuisse Graubünden angestossen
und unterstützt worden. Die Begründung: Die wirtschaftliche Situation im Kanton
Graubünden habe sich seit 2013 stark verschlechtert, in einzelnen Tälern sei die
Situation gar «alarmierend». Schweizerische Olympische Winterspiele könnten dieser
Problematik Abhilfe verschaffen und der Wirtschaft sowie dem Tourismus den
notwendigen Schub verleihen. Nach der positiven Reaktion der Kantonsregierung und
deren Antrag auf Annahme überwies das Kantonsparlament den Auftrag in der
Wintersession 2015 und gab damit das «definitive Startsignal» (NZZ) zur Ausarbeitung
einer Kandidatur des Kantons Graubünden. 
Wie Andreas Wieland, der Vorsteher des Projektteams, welches aus prominenten
Personen aus Wirtschaft und Tourismus bestand, gegenüber der NZZ verlauten liess,
liege der Schwerpunkt der Bündner Kandidatur 2026 – anders als bei der Kandidatur
2022 – stärker auf der bestehenden Infrastruktur und weniger auf Neubauten. So
sollten die Winterspiele 2026 dezentral und verteilt über die Bergregionen des Kantons
Graubünden, aber auch in der restlichen Schweiz mit einer modernen High-Tech-
Übertragung stattfinden. Der Schneesport solle im Bündnerland und der Hallensport
vorwiegend in Zürich ausgetragen werden, so der Plan. 

Neben der Zustimmung der Bündner Wirtschafts-, Tourismus- und bürgerlichen
Politikkreise zu potenziellen Olympischen Spielen 2026 wurden auch kritische Stimmen
zu einer möglichen Bündner Kandidatur laut. Diese stammten vorwiegend aus den
Reihen der linken Parteien sowie des Komitees «Olympiakritisches Graubünden»,
welche sich bereits beim Vorgängerprojekt zwei Jahre zuvor gegen eine Kandidatur
gewehrt hatten. «Milliardeninvestitionen in den übersättigten Wintertourismus» (NZZ)
sowie der den Winterspielen vorauseilende Ruf des Gigantismus seien im Ostschweizer
Kanton deutlich fehl am Platz und brächten nachhaltig keinen Profit ein, lautete das
Argument. Während die SP dem Vorhaben nicht vollständig ablehnend gegenüberstand,
zeigte sich die Partei doch besorgt über die starke Kostenunsicherheit. Wie SP-
Grossrat Jon Pult im Gespräch mit der Südostschweiz postulierte, leide die
Glaubwürdigkeit der Diskussion zu den Olympischen Spielen stark unter dem Fakt, dass
die «gleichen Repräsentanten, die vor wenigen Jahren gesagt haben, dass die damalige
Bündner Kandidatur sehr gut sei, alle profitieren würde, sauber sei, nachhaltig und
umweltbewusst» jetzt sagten, dass die neue Kandidatur «ganz anders» sei.

Im Oktober 2016 erhielt der Kanton Graubünden schliesslich eine Absage des Wunsch-
Parnerstandorts Zürich: Die Stadt werde keine weitreichenden Garantien übernehmen,
sich nicht als Host City zur Verfügung stellen, nicht im OK mitwirken und auch keine
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neue Infrastruktur für die Olympischen Spiele schaffen, so die Position der Zürcher
Stadtregierung. Sie sei allerdings offen dafür, die Eröffnungs- und Schlusszeremonie
und auch die Medaillenübergaben vor dem Panorama der Stadt Zürich abzuhalten –
gegebenenfalls gegen eine Entschädigung. 
Anfang Dezember 2016 verkündete der Bundesrat, dass er eine Schweizer Olympia-
Kandidatur begrüsse, und zeigte sich grundsätzlich bereit, diese auch finanziell zu
unterstützen. Noch im selben Monat hiess der Bündner Grossrat eine
Regierungsbotschaft für den Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 25 Mio. mit 97
zu 17 Stimmen bei 1 Enthaltung gut. Von dem für die Kandidaturphase des Bündner
Projekts bis zur Vergabe des Standorts der Olympiade 2026 durch das Internationale
Olympische Komitee im Herbst 2019 vorgesehenen Verpflichtungskredit würde der
Kanton Graubünden jedoch maximal CHF 9 Mio. übernehmen müssen, für den
restlichen Betrag würden der Bund und Swiss Olympic je zur Hälfte aufkommen, führte
die grossrätliche Kommission für Wirtschaft und Abgaben in ihrer Medienmitteilung auf.
Das letzte Wort bezüglich der Finanzierungsfrage und somit auch zur Kandidatur werde
Mitte Februar 2017 das Bündner Stimmvolk haben, so die NZZ.

Parallel zu diesen Entwicklungen prüfte der Schweizerische Sport- und
Olympiadachverband Swiss Olympics auf nationaler Ebene verschiedene
Voraussetzungen, welche Veranstaltende von schweizerischen Olympischen Spielen
erfüllen müssten. Neben dem Bündner Projekt standen auch ein Walliser und ein
Berner Projekt für Olympische Spiele 2026 zur Diskussion, zudem hatte auch die
Genferseeregion bereits Interesse an einer Kandidatur bekundet. 32

Nach einer Vorbereitungsphase für eine Kandidatur für Olympia 2026 im Graubünden
von knapp einem Jahr stand im Februar 2017 der Bündner Volksentscheid zum Kredit
von CHF 25 Mio. zur Ausarbeitung einer Olympia-Kandidatur an. 
Die Befürwortenden und die Gegnerschaft der Bündner Kandidatur führten einen
Abstimmungskampf mit äusserst ungewissem Ende – wie die Medien betonten –,
nachdem eine Kandidatur für Olympia 2022 erst wenige Jahre zuvor trotz gross
angelegter Pro-Kampagne an der Urne gescheitert war. Die Voraussetzungen für eine
Olympia-Kandidatur hätten sich in den vergangenen Jahren mit der neuen Olympischen
Agenda 2020 des IOK jedoch geändert, argumentierten die Befürwortenden – allen
voran Mitinitiant des Projekts Andreas Wieland, welcher versicherte, dass das Bündner
Konzept diesen neuen Forderungen weitgehend entspreche. Die Befürwortenden sahen
in Bündner Winterspielen im Sinne einer gross angelegten Standortförderung die
Chance, den Tourismus und die Wirtschaft des Kantons anzukurbeln, nachdem sich
Letztere seit 2013 massiv verschlechtert habe. Wie der Volkswirtschaftsdirektor des
Kantons, Jon Domenic Parolini (GR, bdp), vor der Abstimmung befand, stünden die
Chancen für eine Annahme in den touristischen Regionen des Kantons grundsätzlich
gut. Die weniger touristischen Ortschaften wie das Rheintal müssten jedoch noch
stärker für die Vorteile des Vorhabens sensibilisiert werden, so seine Einschätzung. Zu
den organisierten Befürwortenden gehörten unter anderem die bürgerlichen Parteien,
die Bündner Wirtschafts- und Tourismusverbände sowie die Ostschweizer
Regierungskonferenz. 
Die Kontrahenten des Vorhabens – bestehend aus dem Komitee «Olympiakritisches
Graubünden» sowie aus den linken Parteien und den Umweltverbänden – sahen in
einer Volksabstimmung so kurz nach dem letzten Volksnein eine «Zwängerei». Gemäss
Jon Pult (GR, sp), dem prominentesten Gegner des Olympiavorhabens, bestehe in der
Bevölkerung grosser Unmut über diese erneute Abstimmung. Auch der enge Zeitplan –
welcher sich nach dem Vorverschieben der Volksabstimmung auf Wunsch von Swiss
Olympics noch verdichtet hatte – bot Stoff für Kritik: Die transparente Auflistung der
genauen Kosten sei damit nicht möglich und der Bevölkerung werde so die «Katze im
Sack» verkauft, so Sylvia Semadeni (GR, sp) im Gespräch mit der LZ. Weiter gab die
Kontra-Seite zu bedenken, dass der Gigantismus mit der «Pseudoreform-Agenda
2020» (NZZ) nicht wesentlich verhindert werde, es handle sich dabei vielmehr um eine
«Imageübung» (AZ) des IOK. Auch dass die Winterspiele den gewünschten grossen
Profit für alle abwerfen werden, bezweifelte Pult; viel wahrscheinlicher sei es, dass sie
nichts als hohe Defizite für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler hinterliessen und
kurze wirtschaftliche «Strohfeuer» (WW, LZ) die bestehenden wirtschaftlichen
Probleme nicht nachhaltig würden lösen können.

Am 12. Februar 2017 erlosch «Graubündens Olympia-Flämmchen» (NZZ) schliesslich
vollständig. Die Stimmbevölkerung lehnte die Vorlage an der Urne mit einem Nein-
Stimmenanteil von 60.1 Prozent und einer Stimmbeteiligung von 50.1 Prozent ab und
zeigte damit, dass sich die Haltung gegenüber den Olympischen Spielen seit dem
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Volksnein 2013 nicht grundlegend verändert hatte. Die Angst vor einem Finanzdesaster,
Gigantismus und Fremdbestimmung überwogen noch immer, war sich die Presse einig.
Das klare Nein sei nicht zuletzt einerseits auf das bevölkerungsstarke Chur und
andererseits auf die möglichen Host-Citys und Tourismus Hotspots St. Moritz, Arosa
und Davos zurückzuführen, welche entgegen den Erwartungen der Befürwortenden den
Kredit für die Ausarbeitung von Winterspielen in ihrem Kanton ablehnten. Im Rennen
um die schweizerischen Olympischen Spiele 2026 verblieb damit nur noch die Walliser
Kandidatur. 33

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Silva Semadeni (sp, GR) die Ergänzung des
Artikels 17 des SpoFög durch das fakultative Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund. Damit griff sie die Debatte auf, die
sie zum Projekt Sion 2026 im Nationalrat lanciert hatte. Es solle eine klare Ausgangslage
für künftige Olympische Spiele geschaffen werden, so die Initiantin. Sie zweifle die
nationale Bedeutung Olympischer Spiele nicht an, trotzdem bedürfe es nicht nur der
Zustimmung der betroffenen Gemeinden und Kantone, sondern auch der
Unterstützung der ganzen Schweizer Bevölkerung. Durch das fakultative Referendum
gewännen zudem allfällige, in Zukunft stattfindende umstrittene Olympische Spiele in
der Schweiz an demokratischer Legitimation. 
Ende Juni 2019 befasste sich die WBK-NR mit der parlamentarischen Initiative.
Während die Mehrheit der Kommissionsmitglieder dem Geschäft mit der Begründung
zustimmte, solche kostspieligen Anlässe erforderten die Zustimmung der gesamten
Bevölkerung, unterstützte eine Minderheit den Vorstoss nicht, da die Schweiz durch
diese zusätzliche Hürde und ihre organisatorischen Folgen gegenüber konkurrierenden
Ländern benachteiligt würde. Mit 15 zu 7 Stimmen sprach sich die Kommission für die
parlamentarische Initiative aus. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission gab die WBK-SR der parlamentarischen
Initiative Semadeni (sp, GR) zu einem fakultativen Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund mit 9 zu 4 Stimmen keine Folge.
Eine Mehrheit der Kommissionsmitglieder war der Meinung, dass diese Praxis dazu
führen würde, dass bereits während der Sondierungsphase die Details des Projekts
geregelt werden müssten. Ferner würde die Schweiz im Vergleich mit Bewerberstaaten
ohne fakultatives Referendum benachteiligt werden. Eine Kommissionsminderheit
vertrat hingegen die Ansicht, dass die Unterstützung der breiten Bevölkerung, welcher
es sich frühzeitig zu vergewissern gelte, für ein solches Vorhaben erforderlich sei. 35

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.01.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Postulat forderte die WBK-NR die Ausarbeitung eines Berichts, in dem
aufgezeigt werden soll, welcher Anpassungen es bedarf, um eine bessere Mitsprache
von Seiten der Bevölkerung und des Parlaments bei Olympischen Spielen und
weiteren Mega-Events zu gewährleisten. Das Postulat sei ergänzend zur
parlamentarischen Initiative Semadeni (sp, GR; Pa.Iv. 18.445) zu verstehen. Während
diese zum Ziel hatte, die Olympischen Spiele einem fakultativen Referendum zu
unterstellen, beabsichtige das Postulat eine Ausweitung der Mitbestimmung der
Bevölkerung auf Grossanlässe im Allgemeinen, erklärte Kommissionssprecherin Sandra
Locher Benguerel (sp, GR) in der Sommersession 2021. Die Organisation von
Olympischen Spielen und anderen Grossanlässen sei mit einem enormen
Ressourcenaufwand finanzieller und personeller Art verbunden, weshalb es die
Kommission als wichtig erachte, die Bevölkerung und das Parlament besser in den
Entscheid über eine Durchführung einzubinden. Sportministerin Amherd betonte
hingegen, dass die erforderlichen Rechtsgrundlagen bereits existierten, Akteure auf
sämtlichen Staatsebenen integriert werden könnten und bei solchen Entscheiden
sowohl dem Föderalismus als auch der Subsidiarität Rechnung getragen werde. Im
Namen des Gesamtbundesrates beantragte Amherd daher die Ablehnung des Postulats.
Die grosse Kammer schien sich von dieser Argumentation jedoch nicht überzeugen zu
lassen. Mit 120 zu 61 Stimmen nahm sie das Postulat an. 36
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Nachdem die WBK-NR im Februar 2021 mit 15 zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
beantragt hatte, der parlamentarischen Initiative Semadeni (sp, GR; übernommen von
Martina Munz (sp, SH)) zu einem fakultativen Referendum für die finanzielle
Unterstützung Olympischer Spiele durch den Bund Folge zu geben, wurde das
Geschäft in der Sommersession im Nationalrat behandelt. Christian Wasserfallen (fdp,
BE) sprach sich im Namen der Kommissionsminderheit gegen die Forderung aus.
Einerseits sah er keinen Handlungsbedarf, weil zurzeit kein aktuelles Projekt vorliege,
andererseits erachtete er die Änderung des Sportförderungsgesetzes ohnehin als
unnötig, da Projekte wie « Sion» oder «Graubünden» gezeigt hätten, dass die
Möglichkeit bestehe, einen Bundesbeschluss referendumsfähig auszugestalten. Weiter
verwies er auf ein Postulat der WBK-NR (Po. 21.3022), in dessen Bericht die Regelung
bezüglich Finanzierung von und Beteiligung an Olympischen Spielen und weiteren
Grossanlässen bereits aufgearbeitet werde. Wasserfallen gab zudem zu bedenken, dass
mit der Forderung der parlamentarischen Initiative nur Olympische Spiele, nicht aber
weitere Grossanlässe wie beispielsweise Fussballweltmeisterschaften berücksichtigt
würden. Die zustimmende Haltung der Mehrheit der nationalrätlichen WBK basierte
gemäss Kommissionssprecherin Sandra Locher Benguerel (sp, GR) auf der grossen
nationalen Bedeutung Olympischer Spiele und der Wichtigkeit der Zustimmung der
Bevölkerung. Im Moment sei eben gerade der richtige Zeitpunkt, um die
parlamentarische Initiative zu behandeln, da zurzeit keine Kandidatur geplant sei und
das Geschäft somit projektunabhängig diskutiert werden könne. Mit 131 zu 56 Stimmen
kam die grosse Kammer dem Antrag der Kommissionsmehrheit auf Folgegeben nach,
wobei die Gegenstimmen grösstenteils aus den Fraktionen der FDP und der Mitte
stammten. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels eines Postulats wollte Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) den Bundesrat mit
der Ausarbeitung eines Berichts zur finanziellen Unterstützung von Teilnehmenden von
bedeutenden Sportveranstaltungen betrauen. Das Geschäft stand in der
Frühjahrssession 2022 auf der Traktandenliste des Ständerats. Postulantin Baume-
Schneider erläuterte, das Ziel ihres Anliegens sei das Erlangen von Klarheit über die
verschiedenen Unterstützungsarten von Sportlerinnen und Sportler, die an
Veranstaltungen wie den Olympischen oder Paralympischen Spielen teilnehmen. Dabei
gehe es ihr nicht darum, die öffentlichen finanziellen Mittel für den Spitzensport
aufzustocken oder die finanzielle Unterstützung für den Sport zu verstaatlichen. Ihr
Anliegen sei es einzig, dass dargelegt werde, wie die Gelder auf Swiss Olympics sowie
weitere Organisationen, Sportverbände und Clubs aufgeteilt werden. Dadurch soll
ersichtlich werden, inwiefern für die Athletinnen und Athleten Schwierigkeiten
bestehen, an den entsprechenden Veranstaltungen zu partizipieren. Sportministerin
Viola Amherd sprach sich im Rat gegen das Postulat aus. Sie argumentierte, dass die
Vereine, welche die Grundlage des organisierten Sports darstellen, dem privaten Recht
unterlägen und die Unterstützung durch die öffentliche Hand lediglich subsidiärer
Natur sei. Es existierten bereits Mechanismen zur finanziellen Unterstützung der
Sportlerschaft, weshalb der Bundesrat keinen Bedarf für einen Bericht sehe, in dem
neue Massnahmen zum Ausgleich der Einkommen der Athletinnen und Athleten
untersucht würden. Die Abstimmung im Ständerat fiel äusserst knapp aus. Mit 20 zu 19
Stimmen überwies das Stöckli das Postulat an die Landesregierung. 38
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